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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


I. 

Der Bundestag hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 17. Januar 1968 in erster Lesung beraten und 
federführend an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten sowie zur Mitberatung an 
den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich in mehreren Sitzungen und der 
Haushaltsaiisschuß am 26. März 1968 mit dem Ent- 
wurf befaßt. 

Der Entwurf enthält die notwendige kostenrecht- 
liche Ergänzung der Entwürfe eines Sortenschutz- 
und eines Saatgutverkehrsgesetzes (Drucksache 
V/1630). Was die Kostenregelung beim Bundessor- 
tenamt anbelangt, so enthält der Entwurf außer den 
wichtigsten allgemeinen Vorschriften über das Ge- 
bührenrecht in erster Linie die kostenpflichtigen Tat- 
bestände und die dazugehörenden Kostensätze. Wei- 
tere allgemeine Regelungen des Kostenrechts für das 
Bundessortenamt erscheinen im Hinblick auf das in 
Vorbereitung befindliche Bundesgebührengesetz ent- 
behrlich. Für die Gebührenregelung des Sorten- 
schutzverfahrens vor dem Patentgericht wurde ein 
neuer Gebührentatbestand eingefügt. Hinsichtlich 
der weiteren Gebührenregelung gilt das Gesetz über 
die Gebühren des Patentamts und des Patentgerichts 
in der Fassung vom 2. Januar 1968. 

Im folgenden werden die einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs nur insoweit erläutert, als der Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Änderungen beschlossen hat. Im übrigen wird auf 
die amtliche Begründung des Entwurfs Bezug ge- 
nommen. 


11 . 

i 

. Zur Überschrift und zur Aufteilung des Entwurfs 
I in drei Abschnitte 

Die Überschrift des Gesetzes wurde ergänzt, weil 
, der Gesetzentwurf durch die Aufnahme von Vor- 
i Schriften über die Gebühren des Patentgerichts in 
Sortenschutzsachen erweitert werden soll. Deswegen 
wurde auch der Gesetzentwurf in drei Abschnitte 

— Abschnitt I: Kosten beim Bundessortenamt, 
Abschnitt II: Gebühren des Patentgerichts und 
Abschnitt III: Schlußbestimmungen ■ — 
aufgegliedert. 

Zu § 8 (Übergangsregelung) 

Der Absatz 2 ist neugefaßt worden. Dadurch soll 
j das tatsächlich Gewollte klarer zum Ausdruck ge- 
i bracht werden. 13ie Absätze 3 und 4 sind zusammen- 
gefaßt worden, ohne sie inhaltlich zu ändern. 

Zu § 8 a (Gebühren des Patentgerichts) 

; Im Entwurf eines Sortenschutzgesetzes ist auf Vor- 
schlag des Rechtsausschusses, dem sich der federfüh- 
rende Anschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten angeschlossen hat, der Rechtsweg dahin ge- 
regelt worden, daß für Beschwerden gegen Entschei- 
dungen des Bundessortenamts anstelle des Oberlan- 
desgerichts das Patentgericht zuständig sein soll. 
Demzufolge mußte für dieses gerichtliche Verfahren 
eine neue Gebührenregelung geschaffen werden. 
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Zum Tarif 

1. Die Ergänzung im Ersten Teil I Buchstabe B ist 
die notwendige Folge der vom Ausschuß be- 
schlossenen Verlängerung der Sortenschutzdauer 
in § 18 des Entwurfs eines Sortenschutzgesetzes. 

2. Der eingefügte Zweite Teil enthält die Gebühren- 
tatbestände mit den dazugehörigen Gebühren- 
sätzen für das Verfahren vor dem Patentgericht. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. März 1968 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2417 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. März 1968 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Erhebung von Kosten beim Bundessortenamt 

— Drucksache V/2417 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung von Kosten beim Bundessortenamt über die Erhebung von Kosten beim Bundessortenamt 

sowie über die Gebühren des Patentgerichts 
in Sortenschutzsachen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 


ABSCHNITT I 

Kosten beim Bundessortenamt 

§ 1 

Kosten 

Das Bundessortenamt erhebt für seine Amtshand- 
lungen Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes. 

§2 § 2 
Kostenschuldner unverändert 

(1) Kostenschuldner ist 

1. bei Amtshandlungen, die auf Antrag vor- 
genommen werden, der Antragsteller; 

2. bei Amtshandlungen, die von Amts we- 
gen vorgenommen werden, derjenige, 
gegenüber dem das Bundessortenamt die 
Amtshandlung vornimmt; 

3. derjenige, der die Kosten durch eine vor 
dem Bundessortenamt abgegebene oder 
dem Bundessortenamt mitgeteilte Erklä- 
rung übernommen hat; 


§ 1 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 


4. derjenige, der für die Kostenschuld eines 
anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamt- 
schuldner. 


§3 

Gebühren u n v e 

(1) Die Gebühren ergeben sich aus dem diesem 
Gesetz als Anlage beigefügten Tarif. 

(2) Die Gebühren für die Prüfung einer Sorte 
nach § 37 des Sortenschutzgesetzes vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .) und nach § 64 des Saatgutver- 
kehrsgesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .) 
sind für jedes angefangene Prüfungsjahr zu ent- 
richten. Das Prüfungsjahr beginnt mit Ablauf der 
vom Bundessortenamt für die Einsendung des Ver- 
mehrungsguts oder Saatguts bestimmten Frist. 

(3) Jahresgebühren nach § 19 des Sortenschutz- 
gesetzes sind für jedes angefangene Schutzjahr, 

Gebühren für die Überwachung einer Sorte nach 
§ 72 des Saatgutverkehrsgesetzes für jedes ange- 
fangene Jahr der Eintragung der Sorte zu entrichten. 


§4 

Auslagen u n v e 

Als Auslagen werden nur erhoben 

1. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Telegra- 
fen- und Fernschreibgebühren, 

2. die nach dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen zu zahlen- 
den Beträge, 

3. Auslagen, die für die Prüfung einer Sorte 
außerhalb des üblichen Rahmens der Prüfung 
von Sorten der gleichen Art entstehen. 


§5 

Fälligkeit u n v e 

Die Kosten werden mit der Bekanntgabe des 
Kostenbescheids an den Kostenschuldner fällig, so- 
weit nicht etwas anderes vorgeschrieben ist oder 
das Bundessortenamt einen späteren Zeitpunkt 
bestimmt. 

§6 

Vorschußzahlung u n v e 

Eine kostenpflichtige Amtshandlung kann von der 
Zahlung eines angemessenen Vorschusses oder von 
einer Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraus- 
sichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen ab- 
hängig gemacht werden. 


17. Ausschusses 


3 

ändert 


4 

ändert 


§ 5 

rändert 


§ 6 

rändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

§ 7 

unverändert 


§7 

Ermäßigung der Gebühren und Auslagen 

(1) Wird ein Antrag zurückgenommen, bevor 
über ihn entschieden ist, so ist neben den Auslagen 
nur die Hälfte der Gebühr zu entrichten. Dies gilt 
nicht für Gebühren für die Prüfung einer Sorte. 

(2) Die Einspruchs- oder Widerspruchsgebühr 
entfällt, wenn der Einspruch oder der Widerspruch 
Erfolg hat. Bei teilweisem Erfolg hat der zustän- 
dige Ausschuß die Gebühr entsprechend zu ermäßi- 
gen. Die Einspruchs- oder Widerspruchsgebühr kann 
jedoch auch bei Erfolg des Einspruchs oder Wider- 
spruchs ganz oder teilweise erhoben werden, wenn 
die Entscheidung auf Tatsachen beruht, die früher 
hätten geltend gemacht oder bewiesen werden kön- 
nen. Für Auslagen im Einspruchs- oder Wider- 
spruchsverfahren gelten die Sätze 1 bis 3 entspre- 
chend. 

(3) Bereits gezahlte Gebühren und Auslagen sind 
in Höhe der Ermäßigung zu erstatten. 

§8 

Übergangsregelung 

(1) Kosten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf Grund des Saatgutgesetzes vom 27. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 450), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Saatgutgesetzes 
vom 23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 686), 
entstanden sind, einschließlich der Überwachungs- 
gebühr für das Jahr, in dem dieses Gesetz in Kraft 
tritt, sind nach den bisherigen Vorschriften zu ent- 
richten. 

(2) Bei der Einsiidung der Jahresgebühr und der 
Gebühr für die Überwachung einer Sorte werden die 
vollen Jahre mitgezählt, während der eine Sorte 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Sorten- 
schutzrolle oder im Besonderen Sortenverzeichnis 
eingetragen war. 

(3) Im Falle des § 65 Abs. 3 des Sortenschutz- 
gesetzes werden bei der Einstufung der Jahres- 
gebühr die vollen Jahre, in denen Vermehrungsgut 
einer Sorte vor Erteilung des Sortenschutzes ge- 
werbsmäßig vertrieben worden ist, mitgezählt. 

(4) Im Falle des § 68 Abs. 2 des Sortenschutz- 
gesetzes werden bei der Einstufung der Jahresge- 
bühr die vollen Jahre zwischen der Patentanmeldung 
und der Erteilung des Sortenschutzes mitgezählt. 


§ 8 


(1) unverändert 


(2) Bei Sorten, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes Sortenschutz genießen oder in das Besondere 
Sortenverzeichnis eingetragen sind, richtet sich die 
Jahresgebühr und die Gebühr für die Überwachung 
der Sorte nach dem Zeitpunkt der Erteilung des Sor- 
tenschlitzes oder der Eintragung in das Besondere 
Sortenverzeichnis. 

(3) In den Fällen des § 65 Abs. 3 und des § 68 
Abs. 2 des Sortenschutzgesetzes werden bei der 
Einstufung der Jahresgebühr die Jahre mitgezählt, 

um die nach diesen Vorschriften die Dauer des Sor- 
tenschutzes zu kürzen ist. 


ABSCHNITT II 

Gebühren des Patentgerichts 

§8a 

Gebühren des Patentgerichts 

(1) Die im Verfahren vor dem Patentgericht in 
Sortenschutzsachen zu entrichtenden Gebühren er- 
geben sich aus dem diesem Gesetz als Anlage bei- 
gefügten Tarif. 
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Entwurf 


§9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

(2) Im übrigen sind Artikel 2 und 2 a des Geset- 
zes über die Gebühren des Patentamts und des Pa- 
tentgerichts in der Fassung vom 2. Januar 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 39) anzuwenden. 

ABSCHNITT III 
Schlußbestimmungen 
§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Anlage 


TARIF 

ERSTER TEIL 

Gebühren des Bundessortenamts 


I. Sortenschutzgesetz 


DM 


A. Verfahren zur Erlangung des Sortenschutzes 

1. Anmeldung einer Sorte nach § 33 (einschließlich Prü' 

fung der Sortenbezeichnung und Bekanntmachung) . . 150, — - 

2. Prüfung einer Sorte nach § 37 

Für jedes Jahr ihrer Prüfung bei Sorten von 
a) Bäumen, Sträuchern einschließlich Rosen, Hopfen, 


Ertragsreben, Unterlagsreben 300, — • 

b) allen anderen Arten 200, — 


Wenn das Bundessortenamt auf bereits vorliegende 
amtliche Prüfungsergebnisse zurückgreifen kann, wird 
eine einmalige Prüfungsgebühr von 50 DM erhoben. 

Bei Sorten, die durch Kreuzung bestimmter Erbkompo- 
nenten erzeugt werden, verdoppelt sich die Gebühr, 
wenn die Erbkomponenten nicht gleichzeitig zur Ertei- 
lung des Sortenschutzes angemeldet werden und hier- 
über auch sonst keine amtlichen Prüfungsergebnisse 
vorliegen. 

3. Entscheidung über die Erteilung des Sortenschutzes 

nach § 40 150, — 

4. Einspruch gegen die Entscheidung der Prüfabteilung 

nach § 41 300, — 
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B. Jahresgebühr nach § 19 


Sdiutz- 

jahr 

a) 

Getreide, 

Kartoffeln, 

Futterrüben, 

Zuckerrüben 

b) 

Arten, die in 
Buchstabe a 
nicht aufge- 
führt sind und 
dem Saatgut- 
verkehrs- 
gesetz unter- 
liegen 

c) 

Beerenobst, 
Hopfen, nicht 
der Holz- 
erzeugung 
dienende 
Bäume und 
Sträucher 
einschließlich 
Rosen 

d) 

Arten, die 
in Buchstaben 
a bis c 
nicht aufge- 
führt sind 

1 

2 

3 

4 

5 

1. 

100 

50 

100 

50 

2. 

200 

100 

100 

50 

3. 

300 

150 

100 

100 

4. 

400 

200 

300 

150 

5. 

500 

250 

400 

200 

6. 

600 

300 

500 

250 

7. 

600 

300 

500 

250 

8. 

600 

300 

500 

250 

9. 

600 

300 

500 

250 

10. 

600 

300 

500 

250 

11. 

600 

300 

500 

500 

12. 

600 

300 

500 

500 

13. 

600 

300 

500 

500 

14. 

600 

300 

500 

500 

15. 

600 i 

300 

500 

500 

16. 

600 

300 

500 

500 

17. 

600 

300 

500 

500 

18. 

600 

300 

500 

500 

19. 

600 

300 

500 

500 

20. 

und fol- 

600 

1 300 

500 

500 

gende 

je 

600 

300 

500 

500 


Für geschützte Sorten, die einer saatgutverkehrsrechtlichen Ver- 
triebserlaubnis bedürfen, ermäßigt sich die Jahresgebühr nach 
Buchstabe a um jeweils 100 DM und die Jahresgebühr nach Buch- 
staben b und d um jeweils 50 DM. Diese Ermäßigung endet mit 
dem Ablauf des Jahres, in dem die Vertriebserlaubnis erteilt 
wurde. 

Für Rosen erhöht sich die Jahresgebühr mit Beginn des 3. Schutz- 
jahres jeweils um 100 DM. 


C. Jedermannserlaubnis 

Antrag auf DM 

1, Festsetzung oder erneute Festsetzung der Vergütun- 

gen, Bedingungen oder Beschränkungen bei der Jeder- 
mannserlaubnis nach § 21 Abs. 7, § 43 Abs. 2 300, — 

2. Erlaß einer einstweiligen Anordnung nach § 42 Abs. 1 

Nr. 1 150 — 


D. Zwangserlaubnis 
Antrag auf 

1. Erteilung einer Zwangserlaubnis nach §§ 22, 43 Abs. 2 300, — 

2. Erlaß einer einstweiligen Anordnung nach § 42 Abs. 1 

Nr. 2 150,— 

E. Antrag auf Löschung der Sortenbezeichnung nach § 11 

Abs. 1 Nr. 2 oder 3, § 43 Abs. 2 50,— 

F. Anmeldung einer neuen Sortenbezeichnung nach § 11 

Abs. 2 Satz 1 oder § 38 (einschließlich der Bekanntma- 
chung) 50, — 
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G. Antrag auf Festsetzung einer vorläufigen Sortenbezeich- 
nung nach § 11 Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 2 50, — 

H. Antrag auf Nichtigkeitserklärung des Sortenschutzes nach 

§ 20 Abs. 2, § 43 Abs. 2 300,— 

I. Antrag auf Änderung der Eintragungen in der Sorten- 
schutzrolle nach § 31 Abs. 2 50, — 

J. Verfahren zur Löschung der Sortenbezeichnung nach § 11 

Abs. 1 Nr. 1 100,— 

K. Verfahren zur Festsetzung einer vorläufigen Sorten- 
bezeichnung nach § 11 Abs. 2 Satz 3 100, — 

L. Verfahren zur Löschung des Sortenschutzes 

1. nach § 20 Abs. 3 300,— 

2. nach § 20 Abs. 4 100,— 

M. Einsprüche gegen Entscheidungen der Prüfabteilungen 

Bei Einsprüchen gegen Entscheidungen der Prüfabteilun- 
gen in den Fällen der Buchstaben E bis G, I und K wird die 
doppelte der jeweils angeführten Gebühr erhoben. 


11. Saatgutverkehrsgesetz 

A. Verfahren zur Eintragung einer Sorte in die Sortenliste 

DM 

1. Anmeldung einer Sorte nach § 62 (einschließlich Prü- 
fung der Sortenbezeichnung und Bekanntmachung) . . 100, — 

2. Prüfung einer Sorte nach § 64 

a) für jedes Jahr der Prüfung auf Unterscheidbarkeit, 
Homogenität und Beständigkeit (Registerprüfung) 


bei Sorten von 

aa) Ertragsreben und Unterlagsreben 300, — 

bb) allen anderen Arten 200, — 


Wenn das Bundessortenamt auf bereits vorlie- 
gende amtliche Ergebnisse zurückgreifen kann, wird 
eine einmalige Prüfungsgebühr von 50 DM er- 
hoben. 

Bei Sorten, die durch Kreuzung bestimmter Erb- 
komponenten erzeugt werden, verdoppelt sich die 
Gebühr, wenn die Erbkomponenten nicht gleichzei- 
tig zur Eintragung in die Sortenliste angemeldet 
werden und hierüber auch sonst keine amtlichen 
Prüfungsergebnisse vorliegen. 

b) Für jedes Jahr der Prüfung auf den landeskultu- 
rellen Wert (Wertprüfung) bei Sorten von 


aa) Ertragsreben und Uiiterlagsreben 800, — 

bb) allen anderen Arten 400, — 


Gibt der Anmelder verschiedene Anbauweisen oder 
Nutzungsrichtungen an, so entsteht die Gebühr für 
jede Anbauweise oder Nutzungsrichtung, wenn 
eine besondere Prüfung notwendig ist. 
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3. Entscheidung über die Eintragung einer Sorte in die 
Sortenliste nach § 66 Abs. 1 


DM 


150 — 


4. Überwachung einer Sorte nach § 72 


Jahr der 
Eintragung 

a) 

Getreide, Kar- 
toffeln, Futter- 
rüben, Zucker- 
rüben 

b) 

Arten, die im 
Anschluß an die 
Tabelle auf- 
geführt sind 

c) 

Arten, die in 
Buchstaben a 
und b nicht 
aufgeführt 
sind und dem 
Saatgutver- 
kehrsgesetz 
unterliegen 

1 ! 

1 2 1 

1 3 i 

1 4 

1. 

100 

50 

25 

2. 

100 

50 

25 

3. 

200 

100 

50 

4. 

200 

100 

50 

5. 

300 

150 

75 

6. 

! 300 

150 

75 

7. 

400 

200 

100 

8. 

400 

200 

100 

9. 

500 

250 

125 

10. 

500 

250 

125 

11. 

800 

400 

200 

12. 

800 

400 

200 

13. 

800 

400 

200 

14. 

800 

400 

200 

15. 

800 

400 

200 

16. 

1 000 

500 

250 

17. 

1 000 

500 

250 

18. 

1 000 

500 

250 

19. 

1 000 

500 

250 

20. 

und folgende 

1 000 

500 

250 

je 

1 000 

500 

250 


Arten zu Buchstabe b 

Gräser und landwirtschaftliche Leguminosen 


Gräser 

1. Ausläuferrotschwingel, 
Horstrotschwingel 

2. Bastardweidelgras 

3. Deutsches Weidelgras 

4. Einjähriges Weidelgras 

5. Glathafer 

6. Knaulgras 

7. Welsches Weidelgras 

8. Wiesenlieschgras 

9. Wiesenrispe 

10. Wiesenschwingel 


Landwirtschaftliche 

Leguminosen 

1. Ackerbohne 

2. Bastardluzerne 

3. Blaue Luzerne 

4. Futtererbse, Trocken- 
speiseerbse 

5. Gelbe Lupine 

6. Rotklee 

7. Saatwicke 

8. Weißlupine 
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Gemüse 


1. 

Blumenkohl 


2. 

Buschbohne 


3. 

Dicke Bohne 


4. 

Gemüseerbse 


5. 

Gurke 


6. 

He rbs trübe 


7. 

Kohlrabi 


8. 

Kopfsalat 


9. 

Möhre 


10. 

Speisezwiebel 


11. 

Spinat 


12. 

Stangenbohne 

DM 

5. Widerspruch gegen die Entscheidung des Sortenaus- 


Schusses 

300,- 


B. Verfahren zur Verlängerung der Eintragung einer Sorte 
in der Sortenliste nach § 53 Abs. 2 

Es werden die gleichen wie unter Ziffer II Buchstabe A auf- 
geführten Gebühren erhoben. Prüfungsgebühren (Ziffer II 
Buchstabe A Nr. 2 Buchstaben a und b) werden nur inso- 
weit erhoben, als die Prüfungen tatsächlich durchgeführt 
werden. 

C. Verfahren zur Eintragung eines weiteren Erhaltungs- 
züchters nach § 68 

1. Anmeldung eines weiteren Erhaltungszüchters (ein- 


schließlich der Bekanntmachung) 50, — 

2. Für jedes Jahr der Registerprüfung einer weiteren 
Erhaltungszüchtung einer Sorte bei 

aa) Ertragsreben und Unterlagsreben 150, — 

bb) allen anderen Arten 100, — 

3. Entscheidung über die Eintragung eines weiteren 

Erhaltungszüchters einer Sorte 100, — 


4. Überwachung einer weiteren Erhaltungszüchtung einer 
Sorte 

Es werden die gleichen Gebühren wie unter Ziffer II 
Buchstabe A Nr. 4 erhoben. Bei der Einstufung der 
Gebühr für die Überwachung einer Erhaltungszüchtung 
ist der Zeitpunkt der Eintragung der Sorte in die 
Sortenliste maßgebend. 


5. Widerspruch gegen die Entscheidung des Sortenaus- 
schusses über die Eintragung eines weiteren Erhal- 
tungszüchters 150, — 

D. Antrag auf Löschung der Sortenbezeichnunq nach § 52 

Abs. 1 Nr. 2 50,— 

E. Anmeldung einer neuen Sortenbezeichnung nach § 52 

Abs. 2 Satz 1 50, — 

F. Antrag auf Festsetzung einer vorläufigen Sortenbezeich- 
nung nach § 52 Abs. 2 Satz 2 50, — 

G. Verfahren zur Löschung der Sortenbezeichnung nach § 52 

Abs. 1 Nr. 1 100,— 
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H. Verfahren zur Löschung der Eintragungen in der Sorten- 


liste 

1. nach § 54 Abs. 2 300, — 

2, nach § 54 Abs. 3 100, — 

L Änderung der Eintragungen in der Sortenliste nach § 67 

Abs. 4 50, — 


J. Widersprüche gegen Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse 

Bei Widersprüchen gegen Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse in den Fällen der Buchstaben D bis I wird die dop- 
pelte der jeweils angeführten Gebühr erhoben. 


IIL Verwaltungsgebühren in besonderen Fällen 

1. Auszug aus der Sortenschutzrolle oder der 

Sortenliste je Sorte 10, — 

2. Beglaubigungen 

a) eines Auszugs aus der Sortenschutzrolle 

oder der Sortenliste je Sorte 3,— 

b) von Anmeldeunterlagen 

(Prioritätsbelege) je Anmeldung 3, — 

c) sonstiger Art 3, — 

Wird in den Fällen der Buchstaben b und c die Unterlage 
oder das zu beglaubigende Schriftstück vom Bundessor- 
tenamt selbst hergestellt, so kommen die Schreibgebüh- 
ren nach Nummer 4 hinzu. 

3. Auskünfte aus der Sortenschutzrolle oder der Sorten- 

liste oder den sonstigen Unterlagen des Bundessorten- 
amts 6, — - 

Hinzu kommen für Abschriften und Auszüge die Schreib- 
gebühren nach Nummer 4. 

4. Schreibgebühren für Ausfertigungen und Abschriften 

je angefangene Seite 0,50 

in fremder Sprache je angefangene Seite 1, — 

Tritt an die Stelle einer Abschrift eine Ablichtung, so 
werden je Seite 0,50 DM erhoben. 


ZWEITER TEIL 

Gebühren des Patentgerichts in Sortenschutzsachen 

A. Beschwerden gegen Entscheidungen des Beschlußausschusses 

Als Beschwerdegebühr wird dieselbe Gebühr erhoben wie 
im Verfahren vor dem Beschlußausschuß. 

B. Beschwerden gegen Entscheidungen des Präsidenten des 

Bundessortenamts nach § 25 Abs. 4 des Sortenschutz- 
gesetzes 50, — . 
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